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Editorial

Der Westfälische Friedensschluß von 1648 markiert den Beginn einer Epoche
in der Entwicklung des Völkerrechts, die als die klassische gilt. Ihr Kennzeichen
ist die Beendigung des juristischen Bemühens um die Begründung des >gerech­
ten< Krieges im Gegensatz zum >ungerechten<: Unter dem Eindruck des Dreißig­
jährigen Kriegs mit seiner Vielzahl beteiligter Kriegs- und Territorialherrn, Für­
sten und Könige hatten die zeitgenössischen Theoretiker des Völkerrechts
davon auszugehen, daß alle Seiten ihre bewaffnete Kriegführung als gerechtfer­
tigt ansahen und die Entscheidung über den Vorrang der Rechtsauffassungen
der Stärke ihrer Waffen überlassen wollten und gerade nicht den Prozeß bei
Gericht suchten, um ihre Händel beizulegen. Der Krieg war damit zum Recht
der Macht bzw. der Mächtigen geworden; sein Ergebnis war das Recht des Stär­
keren, der einen Konflikt zu seinen Gunsten entscheiden konnte. Krieg galt seit­
her im Völkerrecht als anerkannter Weg der Rechtsfindung.

Erst die Satzung des nach dem Ersten Weltkrieg gegründeten Völkerbunds
aus dem Jahr 1919 beschränkt das Recht seiner Mitgliedstaaten zur Kriegfüh­
rung, indem jeder bevorstehende oder begonnene Krieg zur Sache aller Unter­
zeichnerstaaten erklärt wird, die sich umgehend für eine friedliche Konfliktlö­
sung einzusetzen haben. Die Bemühungen um eine völkerrechtlich tragfähige,
verbindliche Ächtung des Kriegs wurden fortgesetzt: 1924 unterzeichnen die
Völkerbund-Staaten in ihrem Genfer Protokoll ein gegenseitiges Verbot des
Angriffskrieges, und seit 1928 besteht der Briand-Kellogg-Pakt, in dem die
unterzeichnenden fünfzehn Staaten bekräftigen, »daß sie den Krieg als Mittel
zur Lösung internationaler Streitfälle verurteilen und auf ihn als Werkzeug
nationaler Politik in ihren gegenseitigen Beziehungen verzichten«. Bis zum Jahr
1939 traten diesem Übereinkommen 63 Staaten bei.

Das Verbot des Krieges war somit Bestandteil des Völkerrechts, bevor im
von Deutschland ausgehenden Zweiten Weltkrieg alle völkerrechtlichen
Beschränkungen der Kriegshandlungen gebrochen wurden und die Kriegs>ver­
brechen< wie auch der >normale<, d.h. kriegsrechtlich statthafte militärische
Vollzug das bisher gekannte Maß an Grausamkeit, Gewalt und Massenmord
noch weit übertraf.

Kann mithin das mit den insgesamt 14 Abkommen der 2. Haager Friedens­
konferenz im Jahr 1907 begründete >humanitäre Völkerrecht<, das Kriegsvöl-
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kerrecht, eine wirkungsvolle Barriere gegenüber den Schädigungen sein, die mit
der Führung des Kriegs einhergehen bzw. begründet sind im Zweck des Krie­
ges, der Unterwerfung eines Gegners mit den Mitteln der bewaffneten Gewalt?
Bieten ferner die vier, unter dem Eindruck von Hiroshima und N agasaki ste­
henden Genfer Abkommen aus dem Jahr 1949, die 1977 um zwei Zusatzpro­
tokolle ergänzt wurden, einen Schutz, wenn sie z.B. den >unterschiedslosen
Angriff<, d.h. den Waffeneinsatz ohne Begrenzung auf militärische Ziele, ver­
bieten? Erscheint nicht das Bemühen müßig, in der makabren Vielfalt von zer­
störerischen Waffen und ebenso vielfältigen Schädigungen diejenigen auszuma­
chen, die als >unnötig< und grausam zu gelten haben und deshalb vermieden
werden sollen? Macht die erst im juristischen Nachgang getroffene Unterschei­
dung von kriegführenden Kombattanten, gegen die der Waffeneinsatz gerecht­
fertigt war, und Zivilisten, die von Kriegseinwirkungen von Rechts wegen ver­
schont bleiben sollten, für die Bewertung des Krieges oder für die Betroffenen
einen Unterschied? Ist die Frage, ob Folter, Vergewaltigung, Mord als Kriegs­
verbrechen im Zuge eines erklärten bzw. anerkannten Krieges gelten können
oder ob solche Übergriffe während eines >Kriegs im Dunkeln< nicht verfolgt wer­
den können bzw. ob ihre Urheber und Ausführenden sogar amnestiert werden
dürfen -, ist diese Frage von den Fachleuten des Völkerrechts und den verhan­
delnden Diplomaten einer Nachkriegs-Epoche hinreichend zu beantworten?

Unter dem Titel 350 Jahre Westfälischer Frieden - Kriegs- und Menschen­
rechtskonventionen auf dem Prüfstand geht es dem Themenschwerpunkt des
diesjährigen Bandes des Osnabrücker Jahrbuch Frieden und Wissenschaft
indessen vor allem darum, die Entwicklung des humanitären Völkerrechts seit
Ende des Dreißigjährigen Krieges in den großen Linien und mit besonderer Auf­
merksamkeit für einige wichtige politisch-historische Eckpunkte erkennbar
werden zu lassen. Zugleich soll - bei allem Vorbehalt hinsichtlich der Reich­
weite von Regelungen des humanitären Völkerrechts, der Möglichkeiten der
Überwachung ihrer Einhaltung und der Sanktionierung von Verstößen - jedes
Bemühen um die Beschränkung von kriegerischer und staatsterroristischer
Gewalt und ihrer desaströsen Auswirkungen auf die Menschen gewürdigt wer­
den. Daher ist der Ausblick auf eine Reihe von pazifistisch gesinnten deutschen
Offizieren in diesem Themenschwerpunkt am richtigen Platz. Wichtiges Ziel
dieser Beiträge ist aber auch die Abschätzung der künftigen Möglichkeiten einer
humanitär-völkerrechtlichen und menschenrechtlichen Gewaltsanktionierung
und damit der Gewaltverhinderung.

Unser Themenschwerpunkt hat im Programm der in diesem Band dokumen­
tierten Osnabrücker Friedensgespräche an mehreren Punkten seine Entspre­
chungen: Die Diskussion um die Arbeit des Internationalen Kriegsverbrecher­
tribunals für das ehemalige Jugoslawien in Den Haag zeigt unmittelbar, welche
praktischen Konsequenzen mit der Vereinbarung neuer Rechtskonventionen
und der Einrichtung neuer Institutionen der Rechtspflege verbunden sind. Der
erste Chefankläger des Tribunals, der Südafrikaner Richard Goldstone, war
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sich bereits 1996 sicher, daß das Tribunal genug geleistet habe, »mn seine Exi­
stenz zu rechtfertigen«. Er hob »das gestiegene Interesse und Verständnis für
internationales Menschenrecht wie auch die bahnbrechende Würdigung sexuel­
ler Gewalttaten« hervor und schloß: »Die Wahrheit zu kennen, ist für mich eine
Form von Gerechtigkeit.«

Die Menschenrechtssituation in der Volksrepublik China von heute, darge­
stellt aus der Sicht eines Betroffenen, eines jahrelang in Arbeitslagern inhaftier­
ten Dissidenten, der über kaum faßbare Verbindungen zwischen Todesstrafvoll­
zug und internationalem Organhandel berichtete, läßt die universelle Bedeu­
tung der Wahrheits- und Rechtssuche deutlich werden.

Auch die neue Politik der Republik Südafrika steht noch unter dem Eindruck
von schweren Menschenrechtsverletzungen, vor allem durch staatlich organi­
sierte Übergriffe zu Zeiten des Apartheid-Regimes. Die Möglichkeiten einer
>nationalen Versöhnung< durch die Arbeit der Truth and Reconciliation Com­
mission war ebenfalls Thema eines einschlägigen Friedensgesprächs, das mit
dem letzten Beitrag dieses Bandes weiter vertieft werden soll.

Die UNO-Weltorganisation ist für alle Fragen international verbindlicher
Rechtsetzung und Rechtspflege von besonderer Bedeutung. Der deutschen
UNO-Politik war ein Friedensgespräch gewidmet; ein Beitrag zum Schwer­
punktthema untersucht die einschlägigen Handlungsmöglichkeiten der interna­
tionalen Staatengemeinschaft. Die Satzung der Vereinten Nationen umfaßt ein
generelles Kriegsverbot für ihre Mitgliedstaaten, sogar das Verbot der Andro­
hung von Gewalt zur Durchsetzung nationaler Interessen. Dort ist eine allge­
meine Friedenspflicht ebenso niedergelegt wie ein >System kollektiver Sicher­
heit<, mit dem gemeinsam dem Angriff eines Aggressors begegnet werden soll.
Diese völkerrechtliche Regelung dürfte erneut ins Licht gerückt werden, wenn
es akut um die Frage geht, ob etwa Truppen der NATO-Mitgliedstaaten nur
mit oder auch ohne UN-Mandat zu »Friedensmissionen« auf den Balkan aus­
rücken sollen. Henning Buck

11


	JB1998_1
	Jahrbuch1998
	Jahrbuch1998-1
	Jahrbuch1998-2
	Jahrbuch1998-3
	Jahrbuch1998-4
	Jahrbuch1998-5
	Jahrbuch1998-6
	Jahrbuch1998-7
	Jahrbuch1998-8
	Jahrbuch1998-9

	JB1998_2
	Jahrbuch1998-10
	Jahrbuch1998-11
	Jahrbuch1998-12
	Jahrbuch1998-13
	Jahrbuch1998-14
	Jahrbuch1998-15
	Jahrbuch1998-16
	Jahrbuch1998-17
	Jahrbuch1998-18
	Jahrbuch1998-19
	Jahrbuch1998-20
	Jahrbuch1998-21
	Jahrbuch1998-22




